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§ 5 
Irreführende geschäftliche Handlungen 

§ 5 
Irreführende geschäftliche Handlungen 

 

(1) Unlauter handelt, wer eine irreführende geschäftliche Handlung 
vornimmt, die geeignet ist, den Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer 
zu einer geschäftlichen Entscheidung zu veranlassen, die er andernfalls nicht 
getroffen hätte. Eine geschäftliche Handlung ist irreführend, wenn sie unwahre 
Angaben enthält oder sonstige zur Täuschung geeignete Angaben über 
folgende Umstände enthält: 

1. die wesentlichen Merkmale der Ware oder Dienstleistung wie 
Verfügbarkeit, Art, Ausführung, Vorteile, Risiken, Zusammensetzung, 
Zubehör, Verfahren oder Zeitpunkt der Herstellung, Lieferung oder 
Erbringung, Zwecktauglichkeit, Verwendungsmöglichkeit, Menge, 
Beschaffenheit, Kundendienst und Beschwerdeverfahren, geographische oder 
betriebliche Herkunft, von der Verwendung zu erwartende Ergebnisse oder 
die Ergebnisse oder wesentlichen Bestandteile von Tests der Waren oder 
Dienstleistungen; 

[…] 

(1) Unlauter handelt, wer eine irreführende geschäftliche Handlung 
vornimmt, die geeignet ist, den Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer 
zu einer geschäftlichen Entscheidung zu veranlassen, die er andernfalls nicht 
getroffen hätte. Eine geschäftliche Handlung ist irreführend, wenn sie unwahre 
Angaben enthält oder sonstige zur Täuschung geeignete Angaben über 
folgende Umstände enthält: 

1. die wesentlichen Merkmale der Ware oder Dienstleistung wie 
Verfügbarkeit, Art, Ausführung, Vorteile, Risiken, Zusammensetzung, 
Zubehör, Verfahren oder Zeitpunkt der Herstellung, Lieferung oder 
Erbringung, Zwecktauglichkeit, Verwendungsmöglichkeit, Menge, 
Beschaffenheit, Kundendienst und Beschwerdeverfahren, geographische oder 
betriebliche Herkunft, von der Verwendung zu erwartende Ergebnisse oder die 
Ergebnisse oder wesentlichen Bestandteile von Tests der Waren oder 
Dienstleistungen; 

[…] 

 

§ 20 
Bußgeldvorschriften 

§ 20 
Bußgeldvorschriften 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 2 
oder 3 mit einem Telefonanruf oder unter Verwendung einer automatischen 
Anrufmaschine gegenüber einem Verbraucher ohne dessen vorherige 
ausdrückliche Einwilligung wirbt, 

2. entgegen § 7a Absatz 1 eine dort genannte Einwilligung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig dokumentiert oder nicht oder 
nicht mindestens fünf Jahre aufbewahrt, 

3. entgegen § 8b Absatz 3 in Verbindung mit § 4b Absatz 1 des 
Unterlassungsklagengesetzes, auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 4d Nummer 2 des Unterlassungsklagengesetzes, 
einen dort genannten Bericht nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet oder 

4. einer Rechtsverordnung nach § 8b Absatz 3 in Verbindung mit § 4d 
Nummer 1 des Unterlassungsklagengesetzes oder einer vollziehbaren 
Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit 
die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist. 

 
 
 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 2 
oder 3 mit einem Telefonanruf oder unter Verwendung einer automatischen 
Anrufmaschine gegenüber einem Verbraucher ohne dessen vorherige 
ausdrückliche Einwilligung wirbt, 

2. entgegen § 7a Absatz 1 eine dort genannte Einwilligung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig dokumentiert oder nicht oder 
nicht mindestens fünf Jahre aufbewahrt, 

3. entgegen § 8b Absatz 3 in Verbindung mit § 4b Absatz 1 des 
Unterlassungsklagengesetzes, auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 4d Nummer 2 des Unterlassungsklagengesetzes, 
einen dort genannten Bericht nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet, oder 

4. einer Rechtsverordnung nach § 8b Absatz 3 in Verbindung mit § 4d 
Nummer 1 des Unterlassungsklagengesetzes oder einer vollziehbaren 
Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit 
die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist oder 

5. keinen oder einen zu hohen Reparaturindexwert gemäß § 9c 
ElektroG in Verbindung mit der Rechtsverordnung nach § 11 Abs. 1 Nr. 3 
ElektroG, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

 



 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 
mit einer Geldbuße bis zu dreihunderttausend Euro, in den Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 2 mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro und in 
den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu hunderttausend Euro geahndet 
werden. 
 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist in den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 1 und 2 die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, in den übrigen Fällen das 
Bundesamt für Justiz. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 
mit einer Geldbuße bis zu dreihunderttausend Euro, in den Fällen des 
Absatzes 4 mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro und in den 
Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend 
Euro und in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu hunderttausend 
Euro geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist in den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 1 und 2 die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, in den übrigen Fällen das 
Bundesamt für Justiz. 


